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1B9/~ "03- 3 0 ANFRAGE 

des Abgeordneten Srb, Freundinnen und Freunde 

an die Bundesministerin für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

betreffend Ihre Erfahrungen mit dem Bundespflegegeldgesetz 

Im KURIER vom 18.3.1994 werden Sie mit nachfolgendem Rat an Ihren Parteikollegen 
Bundesminister Hesoun zitiert: "Beim Bundespflegegeld gibt es Auswüchse, die sicherlich 
zu hinterfragen sind. Da sind Reformen nötig." Am gleichen Tag stellt der zuständige 
Sektionschef im Sozialministerium in einer Presseaussendung fest, daß von Auswüchsen 
"keine Rede sein kann" und fährt weiter fort: "Möglicherweise beziehen sich heute im 
Kurier wiedergegebene Äußerungen der neuen Gesundheitsministerin Dr. Krammer auf 
deren Erfahrungen mit dem Landespflegegeldgesetz. " 
Um hier etwas Licht ins Dunkel zu bringen 

stellen die unterfertigten Abgeordneten daher folgende 

ANFRAGE: 

1. Sind Sie vom KURIER richtig zitiert worden? 

2. Welche Auswüchse beim Bundespflegegeldgesetz haben Sie konkret gemeint? 

3. Welche Reformen sind Ihrer Ansicht nach durchzuführen? 

4. Bis wann sollen diese Reformen durchgeführt werden? 

5. Warum sollen diese Reformen durchgeführt werden? 

6. Wie ist ganz allgemein Ihre Meinung über das neue Bundespflegegeldgesetz? 

7. Wie erklären Sie sich die Aussagen des zuständigen Beamten aus dem 
Sozialministerium? 

8. Trifft es zu, daß sich Ihre Äußerungen möglicherweise auf das burgenländische 
Pflegegeldgesetz bezogen haben? 
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9. Könnte es zutreffen, daß es beim burgenländischen Pflegegeldgesetz auch Auswüchse 
gibt und Reformen durchgeführt werden müssen? 
Wenn ja: Welcher Art sind diese Auswüchse und welcher Art sollten diese Reformen 
sein? 

10. Wie beurteilen Sie ganz allgemein die neue, von den betroffenen behinderten 
Menschen gegen den anfänglichen Widerstand der Regierungsparteien erkämpften 
Pflegevorsorge? 

11. Sind Sie bereit sich für die Forderungen der Betroffenen nach einem bedarfsgerechten 
Pflegegeld einzusetzen? 
Wenn nein: Was sind die Grunde dafür? 
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